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Wer die OstseeZeitung aufmerksam ge-
lesen hat, konnte stark verspätet meine 
Forderung nach dem Rücktritt des Bürger-
meisters finden. Die Gründe für diese For-
derung wurden leider dort nicht erläutert. 

Um es vorweg zu nehmen:
Ich werde nicht mehr als Bürgermeister 
kandidieren und habe auch kein Interes-
se mehr an dieser Stelle!

Warum bitte ich unseren Bürgermeister, 
sein Amt freiwillig niederzulegen? 

Eine der ersten Handlungen von Rüdiger 
Kozian nach Amtsantritt war die Grün-
dung der Tourismus Freizeit und Kultur 
GmbH (TFK), um den Tourismusbetrieb 
wieder in städtische Hand zu holen. Dies 
in der Hoffnung, dass die Zusammen-
arbeit zwischen Stadt und Tourismusbe-
trieb/Kurverwaltung künftig besser von-
statten gehen sollte. 

Bis heute ist keine deutliche Verbesse-
rung zu erkennen. Der Gesellschafterver-
trag schreibt hier die „Machtverhältnisse“ 
vor. Ein Aufsichtsrat, bestehend aus eini-

RÜCKTRITTSFORDERUNG 
AN DEN BÜRGERMEISTER

gen Stadtvertretern und Experten unter 
der Leitung von Oliver Brünnich wurde 
installiert und soll regelmäßig über die 
Geschäfte informiert werden sowie die 
Stadtvertretung informieren. 

Der Aufsichtsrat muss den Weisungen 
der Stadtvertretung Folge leisten. Al-
leiniger Gesellschafter ist die Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn, also alle 
Kühlungsborner. Vertreten werden die 
Kühlungsborner durch ihre gewählten 
Stadtvertreter. In der Gesellschafter-
versammlung werden sie durch den 
gewählten Bürgermeister vertreten. 
Der Bürgermeister muss laut Gesell-
schaftervertrag den Weisungen der 
Stadtvertretung in dieser Sache Folge 
leisten.

Nun zur Sache: In der Stadtvertreter-
versammlung vom 8. Dezember 2022 
wurde über eine „Überplanmäßige 
Ausgleichsleistung“ an die TFK in Höhe 
205.158,90 € diskutiert und entschie-
den. Heißt, die TFK hat ihren Haushalt 
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Fortfsetzung Seite 2

Liebe Kühlungsborner, 

Damit Sie unsere Entscheidungen in 
den Ausschüssen besser nachvollzie-
hen können, erläutern wir Ihnen in der 
heutigen Ausgabe des Weitblick unse-
re Sichtweisen und Beweggründe. Wir 
legen ungerne den Finger in Wunden, 
verschließen unsere Augen aber auch 
nicht vor eindeutigen Tatsachen. Ge-
genseitige Beschuldigungen, persön-
liche Interessens- oder Machtbestre-
ben entsprechen dabei nicht unseren 
Arbeitsgrundsätzen, sondern sachlich 
geführter Austausch (auch Streitge-
spräche), der sich an die Notwendig-
keit der Stadt Kühlungsborn und ihre 
Bürger orientiert. 

Der Grundsatz unserer Arbeit und des 
„Weitblicks“ liegt darin, Chancen und 
Risiken für Kühlungsborn rechtzeitig 
zu erkennen und tragfähige nachhal-
tige Handlungsfelder und Konzepte 
für Kühlungsborn abzuleiten. Es be-
darf einer zukunftsgerichteten Sicht-
weise, die Aspekte mit einbezieht, an 
die heute vielleicht noch keiner denkt, 
aber künftig einen wichtigen Stellen-
wert für den Ort einnehmen werden. 
Die Folgen des Klimawandels und der 
Klimapolitik werden beispielsweise 
das zukünftige Handeln in unserer Ge-
sellschaft wesentlich beeinflussen.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim 
Lesen und freuen uns, wie immer, auf 
Ihre Meinungen und Beiträge.

Ihr „Weitblick“  
Redaktionsteam 
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den. Heißt, die TFK hat ihren Haushalt 
2020 um etwa 18.000 € und 2021 um 
etwa 187.000 € überschritten. An sich 
ist das angesichts der komplizierten 
Umstände und der Einnahmen aus der 
Kurabgabe kein zu gravierendes Prob-
lem. Die Umstände, dass die Stadtver-
tretung erst im Dezember 2022 davon 
erfahren und dann kurzfristig entschei-
den müssen, um eine mögliche Zah-
lungsunfähigkeit abzuwenden jedoch 
schon. Nach Aussage der Kämmerers 
hätte der Aufsichtsrat in seiner Sitzung 
im September dies bei genauem Hin-
sehen bereits erahnen können. Offen-
bar wurde aber nicht so genau hinge-
sehen, um dies zu erkennen. 

SEHR GEEHRTE 
KÜHLUNGSBORNER,
  
mit völligem Unverständnis habe ich 
den Artikel zur Zahlungsunfähigkeit 
der TFK-Kühlungsborn, in der Ostsee-
zeitung am 11. März 2023, zur Kenntnis 
genommen. Nun stellt sich für mich die 
Frage, wer hat hier alles versagt und 
wie geht es weiter? 
  
Der Geschäftsführer der TFK hat hier 
aus meiner fachlichen Expertise nicht 
nach den Grundsätzen einer ordnungs-
gemäßen Geschäftsführung gehandelt. 
Dem veröffentlichten Geschäftsbericht 
2021 ist zu entnehmen, dass in den  
92-seitigen Dokument viele Geschäfts-
felder sehr detailreich dargestellt 
wurden, jedoch das Kernstück jedes 
Unternehmens – die Einnahmen- und 
Ausgabenrechnung – völlig ignoriert 
wurden. 

In dem Organigramm der Tourismus 
GmbH sind unter anderem ein Mitarbei-
ter der Buchhaltung und ein Mitarbeiter 
des Controllings ausgewiesen. Haben 
hier alle in den betreffenden Tätigkeits-
bereich nicht die erforderliche Fach-
kenntnis oder wurden Informationen 
nicht weitergegeben? Die TFK ist eine 
100prozentige Tochter der Stadt Küh-
lungsborn, damit hat auch die Stadt aus 
meiner Sicht gleichfalls schwerwiegen-
de Fehler gemacht. In einer Geschäfts-
ordnung müssen eindeutige und um-

fangreiche Angaben zum Geschäftsinhalt 
und deren Verfahrensweise enthalten 
sein, auf dieser Grundlage hat sie dann 
ihre Kontrollfunktion wahrzunehmen. Es 
ist davon auszugehen, dass diese Grund-
sätze nicht eingehalten wurden und damit 
ein immenser finanzieller Verlust zu ver-
zeichnen ist.   

Dann werden einfach mal so rund  
205 TEUR zur Verlustdeckung genehmigt 
um angeblich die TFK „nicht verhungern 
zu lassen“. Was sind das für Meinungen 
und Entscheidungen und das zum Teil mit 
dem Geld der Bürger und der Gewerbe-
treibenden in Kühlungsborn?! Gewerbe-
treibende gehen bei unsachgemäßer Ge-
schäftsführung in die Insolvenz. 

In unserer Stadt unterstützen und zahlen 
die Gewerbetreibenden die Gewerbe-
steuer und Fremdenverkehrsabgabe für 
eine GmbH, die nicht nach den Grundsät-
zen einer ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung arbeitet. Man kann sich fragen, 
ob die Erhöhung des Hebesatzes der 

---- LESERBRIEF ----------------
ZUM ARTIKEL ÜBER DIE ZAHLUNGSUNFÄHIGKEIT DER 
TFK IN DER OSTSEE-ZEITUNG AM 11. MÄRZ

Dass ein solches Vorgehen nicht ohne Fol-
gen bleiben kann, war den Stadtvertretern 
unmittelbar bekannt, so dass noch am Tag 
der knappen Entscheidung für eine Aus-
gleichszahlung Konsequenzen gefordert 
wurden, die durch den Bürgermeister 
laut Gesellschaftervertrag umzusetzen 
sind. Dies wurde durch den Bürgermeis-
ter auch nach mehrfacher Aufforderung 
bis zur Stadtvertreterversammlung am 22. 
Februar nicht getan. Damit übernimmt der 
Bürgermeister die Verantwortung für die 
Verfehlung innerhalb der TFK. 

Vor dem Hintergrund der meiner Mei-
nung nach mangelnden Bürgernähe des 
Bürgermeisters, der schwachen Führung 
der Verwaltung, der konsequenten Ver-

hinderungspolitik und massiven Ver-
zögerungstaktik in fast allen Angele-
genheiten entsteht mit jedem Tag, den 
Rüdiger Kozian noch im Amt ist ein 
Schaden für die Stadt. 

Aus diesem Grunde fordere ich den 
Bürgermeister auf, sein Amt im Sinne 
einer positiven Entwicklung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn freiwillig 
niederzulegen. Ich denke, dass es kei-
nes offiziellen Verfahrens bedarf, um 
dies selbst zu erkennen und im Inter-
esse der Bürger Kühlungsborns sowie 
der Wirtschaft Kühlungsborns zu han-
deln.

Dr. Peter Menzel

Grundsteuer im kausalen Zusammen-
hang mit diesem Missmanagement 
steht. Die gezahlten Steuern der Küh-
lungsborner Bürger müssen verpflich-
tend zum Wohle der Stadt und deren 
Bewohner eingesetzt werden, jedoch 
nicht zum Ausgleich einer desolaten 
Geschäftsführung. 
  
In keiner Weise wird auf das vergan-
gene Geschäftsjahr 2022 eingegan-
gen, obwohl wir bereits das Ende des 
1. Quartals 2023 haben. Sicherlich 
kann man davon ausgehen, dass hier 
weitere Defizite in gleicher Höhe oder 
darüber entstanden sind. Wann gibt 
es hierzu die erforderlichen Aussagen 
mit den entsprechenden Festlegungen 
und Konsequenzen? 
  
Ich erwarte, und sicherlich auch viele 
Bürger unserer Stadt, dass hier eine 
öffentliche Aufarbeitung mit grundle-
genden Änderungen und Konsequen-
zen sowohl in der Tourismus GmbH als 
auch bei den zuständigen Personen 
der Stadt Kühlungsborn erfolgt. 
  
In meiner vorherigen Tätigkeit war ich 
als Abteilungsleiterin und Prokuristin 
in einem größeren Wohnungsunter-
nehmen tätig und kann damit die hier 
genannten Defizite entsprechend ein-
ordnen und bewerten. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
Gundula Zieboll
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In den letzten beiden Ausgaben des 
Weitblicks haben wir ausführlich über 
den Klimawandel und notwendige Maß-
nahmen berichtet. Genützt hat es bisher 
relativ wenig; man merkt nichts davon. 
Die durchgeführten Maßnahmen in Küh-
lungsborn hatten ihre Ursache nicht in 
der begründeten Sorge um unser Klima, 
sondern waren aufgrund behördlicher 
Auflagen, ausgelöst durch den Krieg 
Russlands gegen die Ukraine durchge-
führt worden. Sie bezogen sich im We-
sentlichen – konzentriert auf die Stadt-
verwaltung – auf die Reduzierung von 
Energie (Schwerpunkt Gasverbrauch) 
und die Planung von Solaranlagen auf 
öffentlichen Gebäuden. Ohne diese Si-
tuation wären wir noch immer im klima-
politischen Dornröschenschlaf.

WAS IST ZU TUN?
Viel wird inzwischen darüber diskutiert, 
wie man Klimaneutralität erreichen kann 
und immer auf unseren schönen Stadt-
wald verwiesen, mit dem dies leichter 
zu erreichen wäre. Das Ziel Klimaneu-
tralität ist ein guter Ansatz, kann aber 
nur der erste Schritt sein. Bezogen auf 
die Entwicklung des Klimas und die Erd-

erwärmung ist dies (wenn es die einzige 
Maßnahme bliebe) aber ein Schuss nach 
hinten. 

Klimaneutralität verändert die Menge an 
CO2 in der Atmosphäre nicht, sondern 
hält sie im besten Fall konstant. Die Men-
ge des eingesparten CO2 durch die Nut-
zung alternativer klimafreundlicher Ener-
gien (z.B. Wind- oder Solaranlagen) und 
natürlicher Kohlendioxidspeicher (z. B. 
Bäume), ist im Idealfall so groß wie die in 
der Gegenrechnung wieder an die Atmo-
sphäre gegebenen Treibhausgase.

Das bereits schon jetzt in der Atmosphä-
re vorhandene CO2 würde für viele Jahr-
zehnte oder sogar Jahrhunderte weiterhin 
die Erde erwärmen. Die Ursache ist, dass 
Kohlendioxid sehr lange in der Atmosphä-
re bleibt. Die weitere Erderwärmung wür-
de aufrechterhalten bleiben.

Entscheidend ist deshalb, dass nicht nur 
Klimaneutralität angestrebt wird, sondern 
dass zusätzlich CO2 aus der Atmosphäre 
entfernt werden muss. Damit kann man 
den Anstieg der Erderwärmung verlangsa-
men, sogar begrenzen und langfristig das 
Klima stabilisieren. Das geht aber nicht 
von heute auf morgen, sondern dauert 
Jahrzehnte (wenn es gelingt). 

WELCHE BEDEUTUNG 
HAT DAS ALLES FÜR 
KÜHLUNGSBORN?
Hier gibt es zwei Ansatzpunkte: Ers-
tens die Reduzierung der Treibhausga-
se durch Erreichen der Klimaneutrali-
tät sowie Maßnahmen der Entziehung 
von CO2 aus der Atmosphäre. Der 
zweite Ansatzpunkt ist die Anpassung 
an den Klimawandel.

VERRINGERUNG DER 
TREIBHAUSGASE
Hierzu zählt zum Beispiel der weitere 
Ausbau des Nahverkehrs, der mög-
lichst allen Bürgern, egal wo sie in 
Kühlungsborn wohnen, die Nutzung 
ermöglicht. Zusätzlich müssen alter-
native Fortbewegungsmittel wie das 
Fahrrad durch stärkeren Ausbau der 
Radwege und der Vorrang des Radver-
kehrs vor dem Kfz-Verkehr gefördert 
werden. Weiter tragen klimafreundli-
che Auflagen bei neuen Bauvorhaben 
(Materialien, Größe der versiegelba-
ren Baufelder usw.) durch Anpassung 

Fo
to

: D
ar

iu
s 

Kr
au

se
 /

 P
ex

el
s



WEITBLICK. OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORNAUSGABE 06  / FRÜHJAHR 2023

4

der Bebauungspläne zur Erreichung der 
Ziele bei. Dazu gehört auch der Umbau 
der Energiesysteme (z. B. Solaranlagen, 
Luft-Wärmepumpen usw.) Darüber hin-
aus muss die Öffentlichkeitsarbeit dras-
tisch verbessert werden, damit man die 
Bürger mitnehmen kann. Denn ohne die 
Bürger ist das Vorhaben wahrscheinlich 
zum Scheitern verurteilt.

Weitere Punkte sind die Entziehung 
von CO2 aus der Atmosphäre durch die 
Förderung von Anpflanzungen (Durch-
führung auch auf städtischem Boden), 
sowie die Rücknahme von Versiegelun-
gen des Bodens wo immer möglich und 
Ersatz durch CO2-speichernde Pflanzen 
(z. B. Laubbäume und Sträucher). Ebenso 
ist zu prüfen, wo Feuchtgebiete ange-
legt werden können, die der Atmosphäre 
Kohlendioxid entziehen. Dies alles sind 
nur Beispiele, die die Möglichkeiten 
Kühlungsborns aufzeigen. Sicher gibt es 
noch mehr davon.

ANPASSUNG DES 
TOURISMUS AN DEN 
KLIMAWANDEL
Der wichtigste Wirtschaftszweig Küh-
lungsborns ist der Tourismus, der auch 
stark vom Klimawandel betroffen sein 
wird. An dieser Stelle können erstmals 
nur Vermutungen und Prognosen an-
gestellt werden, die aber unter Be-
rücksichtigung aller Konsequenzen, 
die sich aus dem Kampf gegen die Erd-
erwärmung ergeben, eine relativ hohe 
Eintrittswahrscheinlichkeit haben.

Da wäre zum Beispiel die dauerhafte 
Erhöhung der Energiepreise, die Kos-
ten der staatlichen Maßnahmen, die 
sich insgesamt auf die Preisentwick-
lung auswirken werden und staatliche 
Verordnungen zur Verringerung der 
Treibhausgase (direkt und indirekt). Ein 
Beispiel zu letzterem ist die CO2- Ab-
gabe auf Treibstoffe, die sich in Zukunft 
jährlich erhöhen wird. 

Hier ist es schon aus Platzgründen nicht 
möglich, alle Aspekte aufzuzeigen. 
Aber eines dürfte klar sein. Die verfüg-
baren Mittel der Bevölkerung für Ur-
laubsreisen werden mittelfristig durch 
die Erhöhung der Lebenshaltungskos-
ten vermindert. Dies wird sicher auch 
auf den Tourismus Kühlungsborns Ein-
fluss haben. Zielgruppen werden sich 
ändern, manche werden ihren Urlaub 
verkürzen, weniger oft verreisen oder 
sich andere Ziele, die für sie preislich 

günstiger sind, suchen. Hierauf muss 
man sich vorbereiten, um diesen Wirt-
schaftszweig zu erhalten. Das Touris-
muskonzept (Fortschreibung 2017), 
kann hierbei nicht mehr helfen. Es 
muss ein neuer Ansatz gefunden wer-
den, und zwar schnell. Die Umsetzung 
eines neuen Marketingkonzeptes dau-
ert Jahre und muss wirken, bevor viele 
unserer Gäste Kühlungsborn den Rü-
cken gekehrt haben. Wahrlich keine 
leichte Aufgabe. 

Wenn wir sofort an die oben beschrie-
benen Maßnahmen herangehen, ha-
ben wir gute Chancen, auch in Zukunft 
unsere Wirtschaftskraft zu erhalten 
und einen Beitrag zur Verringerung 
der Erderwärmung zu leisten. 

Kühlungsborn kann die Welt nicht ret-
ten; aber wir können ein Zeichen set-
zen und somit einen Beitrag leisten, 
der andere zum Nachahmen und Mit-
machen animiert. Nur so können wir 
global gesehen dieses Problem lösen. 
Denn wir Industrieländer haben es 
dem Rest der Welt auch eingebrockt.

Dr. Helmut Maisel
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Das Bundesverfassungsgericht hat im 
April 2018 entschieden, dass die bis-
herige Bemessungsgrundlage für die 
Grundsteuer nicht mit dem Grund-
gesetz vereinbar ist. Daher ist eine 
Reform notwendig geworden, um die 
Verfassungsmäßigkeit der Grundsteu-
er sicherzustellen. Die Folgen betref-
fen einmal alle Besitzer von Immobi-
lien, aber indirekt auch alle Mieter, da 
die Grundsteuer ja von den Vermie-
tern weiterberechnet werden kann.

Durch die Reform ist es durchaus mög-
lich (vielleicht sogar wahrscheinlich), 
dass sich die Grundsteuer für viele Be-
troffene erhöht. Das Ziel des Bundes-
gerichtsurteil ist, eine realitätsnähere 
und damit auch gerechtere Feststel-
lung der zu erhebenden Grundsteuer 
zu erreichen. Das Ziel bestand (und 
besteht) nicht in der Verbesserung der 
Einnahmesituation der Kommunen. 
Trotzdem ist zu vermuten, dass mit 
der Reform auch von Kommunen die 
Möglichkeit genutzt wird, mit der Ein-
führung der reformierten Grundsteuer 
die Einnahmesituation zu verbessern, 
was für alle Betroffenen eine höhere 
Belastung bedeutet.

Um diesem Vorgehen für Kühlungs-
born einen Riegel vorzuschieben, hat 
die Initiative Zukunft eine entspre-
chende Beschlussvorlage eingebracht, 
die in der Stadtvertreterversammlung 
am 4. Mai 2023 behandelt und be-
schlossen werden soll. 

Der Text der Beschlussvorlage lautet 
wie folgt:

„ Die Stadtvertreterversammlung 
beschließt, bei der in 2025 anstehen-

den Reform der Grundsteuern, den 
Hebesatz so zu bemessen, dass der 

Gesamtertrag die Gesamteinnahmen 
aus der Grundsteuer des Jahres 2023 
nicht übersteigt. Hierzu ist eine An-

passung des Hebesatzes notwendig.“

Hierbei lässt sich natürlich nicht ver-

meiden, dass es für den ein oder anderen 
Steuerpflichtigen eine Erhöhung oder 
Minderung der bisherigen Steuer gibt, ins-
gesamt aber soll das Steueraufkommen 
nicht steigen.

GRUNDSTEUERREFORM
WAS BEDEUTET DAS FÜR IMMOBILIENBESITZER 
IN KÜHLUNGSBORN UND WIE BEKOMMEN WIR 
EINE MÖGLICHST FAIRE VERTEILUNG HIN?

5

Somit wäre die notwendige Anpassung 
an das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts für Kühlungsborn insgesamt auf-
kommensneutral.

Dr. Helmut Maisel
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Immer wieder werde ich gefragt, wie 
wir bei bestimmten Abstimmungen 
gestimmt haben und was uns dazu be-
wogen hat, so zu stimmen. Meist stelle 
ich dann fest, dass nicht alle Facetten 
und Hintergründe bekannt sind. Aus 
diesem Grund möchte ich meine Be-
weggründe künftig hier einmal erläu-
tern.

SCHLIESSUNG 
BAHNÜBERGANG 
HERMANN-LÖNS-WEG
In der letzten Stadtvertreterversamm-
lung am 22. Februar sollte eine Ent-
scheidung über eine Kreuzungsver-
einbarung der Mecklenburgischen 
Bäderbahn Molli GmbH mit der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn beschlossen 
werden. Hierbei ging es um den Bahn-
übergang des Hermann-Löns-Weges. 
Für die Molli GmbH gibt es mehrere 
Gründe dafür, den Übergang für Autos 
zu schließen und die Diskussionen 
um einen Kompromiss währen schon 
mehrere Jahre. 

Ob wir diese Gründe nun gut oder 
schlecht finden sei einmal dahinge-
stellt. Tatsächlich ist man in den letz-
ten Jahren einer Einigung kaum näher 
gekommen, da die Stadtverwaltung 
und die Stadtvertretung eine Schlie-
ßung für Autos kategorisch ablehnen. 

Über die Gründe und Argumente für 
diese kategorische Ablehnung kann 
man ebenso streiten, wie über die Ar-
gumente der Bahn. Im Gegensatz zu 
allen anderen Stadtvertretern habe 
ich für die Schließung des Bahnüber-
gangs gestimmt. Es ist nachgewiesen, 
dass die Einbahnstraßenregelung dort 
weitgehend missachtet wird. 

Wir wollen in Kühlungsborn den Fahr-
rad- und Fußgängerverkehr im Sinne 
der Erhöhung der Lebensqualität för-
dern und den Autoverkehr reduzieren. 
Im Rahmen der Kreuzungsvereinba-
rung sollen Radfahrer und Fußgänger 

den Bahnübergang weiterhin nutzen. So-
mit kommt es zu einer Reduzierung des 
Autoverkehrs im Hermann-Löns-Weg, was 
einer Erhöhung der Lebensqualität dort 
gleichkommt. 

Weiterhin wird die Unfallwahrscheinlich-
keit am Bahnübergang drastisch redu-
ziert. Auch wenn es dort glücklicherweise 
schon länger zu keinem Unfall gekommen 
ist, so wäre doch nur die Wahrschein-
lichkeit eines einzigen schweren Unfalls 
Grund genug, zu handeln. 

Ein Abschneiden des Wohngebietes vom 
Zentrum Ost kann ich nicht erkennen, da 
man weiterhin zu Fuß und mit dem Fahr-
rad passieren kann. Mit dem Auto kann 
man weiterhin über die Cubanzestraße in 
die Stadt fahren. Ja, der Weg ist dann im 
Extremfall 750 m länger, aber das sollte 
für ein Auto nicht problematisch sein, zu-
mal man auch bei Regen geschützt sitzt. 
Der Zeitverlust sollte kaum messbar sein. 
Eine Erreichbarkeit des Wohngebietes 
durch Rettungsfahrzeuge ist weiterhin 
über die Zufahrt zur Hohen Düne und von 
der Cubanzestraße aus sichergestellt. 

Natürlich ist es als Stadtvertreter viel be-
quemer und sympathieträchtiger und wird 
künftig ein besseres Wahlergebnis brin-
gen, wenn man einfach dagegen stimmt, 
auch wenn man genau weiß, dass die 
Bahn hier letztendlich am längeren Hebel 
sitzt und die Schließung erzwingen kann 
und wird. Mit einer Vereinbarung hätten 
wir wenigstens die Möglichkeit der Que-
rung für Fußgänger und Radfahrer gesi-
chert. Vielleicht entscheiden sich künftig 
noch mehr Menschen dafür, einfach das 
Fahrrad zu nutzen oder zu Fuß zu gehen.

HAUSHALTSPLAN 
DER TSK FÜR 2023
In einem weiteren Beschluss sollte über 
die Haushaltssatzung für den Haushalts-
plan 2023 abgestimmt werden. Diese 
haben wir abgelehnt. Der Haushaltsplan 
beinhaltet auch die Planung der TFK 
GmbH (Tourismus und Freizeit Gesell-
schaft Kühlungsborn). In dieser Planung 

wurden unter anderem mögliche Risiken 
aufgeführt, und zwar die Energiekrise, 
die Inflation, das Klima und Corona. Dies 
ist positiv zu bewerten. In der konkre-
ten Planung für das laufende Jahr 2023 
sowie die Folgejahre bis einschließlich 
2026 finden die Risiken aber keinerlei 
Berücksichtigung. Im Gegenteil, man be-
tont, dass 2023 ein Jahr ohne gravieren-
de Einschränkungen wird und erwartet 
auch eine stabile Entwicklung in den 
nächsten Geschäftsjahren.

Hier wird die Realität komplett aus-
geblendet. Die Grundlage für die Ge-
schäftspolitik der TFK ist das Tourismus-
konzept in seiner Fortschreibung von 
2017. Inzwischen sind mehr als sechs 
Jahre vergangen und die Welt hat sich in 
dieser Zeit – wie jeder weiß – vollkom-
men verändert. Dieses Tourismuskon-
zept ist in seiner Form als Grundlage der 
Geschäftspolitik nicht mehr geeignet.

Der Schluss daraus, bezogen auf die ak-
tuelle Planung ist der, dass diese nicht 
nur sehr optimistisch, sondern naiv ist. 
Wir können dem nicht zustimmen, unter 
anderem auch, weil die zu erwartenden, 
von der Stadt Kühlungsborn auszuglei-
chenden Fehlbeträge, den Stadtsäckel 
zusätzlich belasten.

Dies wurde von den meisten Stadtver-
tretern ausgeblendet, so dass die Mehr-
heit der Beschlussvorlage zustimmte. 
Vor dem Hintergrund der Verfehlungen 
aus den Vorjahren ist dies kaum zu ver-
stehen. Generell scheint es auch hier 
ein Missverständnis darüber zu geben, 
wie in einer Demokratie Kompromis-
se erzielt werden. Mitnichten muss je-
der einzelne Stadtvertreter bereits den 
Kompromiss wählen, denn dieser soll ja 
gerade anhand einer Abstimmung durch 
Auszählung der Stimmen erzielt werden. 

Heißt: wir geben unsere Stimme ent-
sprechend unserer Überzeugung ab und 
nicht entsprechend der zu erwartenden 
Mehrheit oder Gefälligkeit. Darüber hi-
naus muss betont werden, dass wir in-
nerhalb der IZ keinen Fraktionszwang 
haben.

Dr. Peter Menzel
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